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Antrag 

der Abgeordneten Franziska Eichstädt-Bohlig, Christine Scheel, Kristin Heyne, 
Oswald Metzger, Helmut Wilhelm (Amberg) und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN 


Reform des steuerlich geförderten Mietwohnungsbaus 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Wohnungsbau wird jährlich mit mindestens 14 Mrd. DM aus 
öffentlichen Haushalten (Bund und Länder) und mit knapp 30 Mrd. 
DM Steuersubventionen gefördert. Diese Fördervolumina haben 
in den letzten Jahren ein Bauvolumen von 600 000 Wohnungen 
und eine Investitionssumme von rd. 260 Mrd. DM ausgelöst. 

Die Reform der steuerlichen Wohnungsbauförderung bewegt sich 
in einem Zielkonflikt. Ohne eine Reduzierung der steuerlichen 
Wohnungsbausubventionen kann das Ziel der Steuerreform, Steu- 
erverkürzungstatbestände und Ausnahmeregelungen abzubauen, 
nicht umgesetzt werden. Für die Bau- und Wohnungswirtschaft ist 
die steuerliche Förderung jedoch bisher die vom Volumen bedeu- 
tendste Förderung, deren Änderung oder Reduktion erhebliche 
Auswirkungen auf den gesamten Wohnungsmarkt hat. 

Unter Gerechtigkeitsaspekten ist die gegenwärtige steuerliche Be- 
handlung des Mietwohnungsbaus ein Skandal. Sie fördert die 
„Umverteilung von unten nach oben" gleich doppelt, ermöglicht 
sie es doch Spitzenverdienern, sowohl ihre reale Steuerlast stark 
zu mindern als auch langfristig Gewinne und Wertzuwächse weit- 
gehend unversteuert zu realisieren. Auch wohnungspolitisch ist 
die derzeitige steuerliche Förderung wenig zielgenau, ineffizient 
und sozialpolitisch kontraproduktiv. Nach dem Motto „Masse 
schafft Masse" wird undifferenziert eine quantitative Angebots- 
ausweitung im oberen Preissegment gefördert. Das System der 
steuerlichen Förderung macht hohe Bau- oder Anschaffungsko- 
sten steuerlich attraktiv und treibt so die Bau- und Bodenpreise 
und damit die Mieten in die Höhe. Große Fördervolumina fließen 
in den Neubau auf der grünen Wiese und begünstigen Autover- 
kehr und Zersiedelung. 
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Die Wohnungswirtschaft befürchtet einen starken Einbruch der 
Bautätigkeit im Mietwohnungsbau, wenn die steuerlichen Sub- 
ventionen gekürzt oder gestrichen werden. Diese Befürchtungen 
sind nicht völlig unberechtigt, denn einen wirklich „freifinanzier- 
ten'' Wohnungsbau gibt es in der Bundesrepublik Deutschland 
nicht. Die bisherigen Abschreibungsregelungen und Vergünsti- 
gungen lenken große Summen privaten Kapitals in die Woh- 
nungswirtschaft. Sie fungieren real als zweites „ Förderstandbein " 
neben der direkten Förderung aus öffentlichen Haushalten. Woh- 
nungsbau ohne Subventionen ist heute tatsächlich in den aller- 
meisten Fällen entweder für den Investor nicht rentabel oder für 
den Mieter nicht bezahlbar - auch deswegen, weil die bisherige 
„Steuerförderung" jahrzehntelang hohe Bau- und Bodenpreise 
steuerlich „rentabel" gemacht und so mitgeholfen hat, das deut- 
sche Baukostenniveau auf europäische Rekordhöhe zu schrauben. 

Doch Bau- und Bodenpreise können nur längerfristig korrigiert 
werden - unter den gegebenen Bedingungen und auf absehbare 
Zeit würde eine ersatzlose Streichung oder starke Reduzierung der 
Wohnungsbausubventionen tatsächlich das Investitionsvolumen 
im Wohnungsbau stark reduzieren, die ohnehin hohe Arbeitslo- 
sigkeit in der Bauwirtschaft weiter steigen lassen, die Neubau- 
mieten in eine Höhe steigen lassen, die bis weit in die Mittel- 
schichten hinein nicht bezahlbar sind und zu harten 
Verdrängungsprozessen in den Bestandsmärkten zu Lasten der so- 
zial Schwachen führen. Das Wirtschaftsforschungsinstitut empiri- 
ca prognostiziert infolge der Verschlechterung der Abschrei- 
bungsbedingungen einen kurzfristigen Rückgang der Bautätigkeit 
um 100 000 bis 120 000 Wohnungen durch den Rückzug der an 
kurzfristiger Steuerersparnis orientierten Investoren. Dies wären 
rd. 1/6 bis 1/5 des gesamten Wohnungsbauvolumens der Bundes- 
republik Deutschland und mehr als die Hälfte des Bauvolumens 
im freifinanzierten Mietwohnungsbau. Mittelfristig, so empirica 
weiter, werde die Steuerreform zu Bau- und Bodenpreissenkun- 
gen in regional unterschiedlicher Höhe einerseits und zu Miet- 
preissteigerungen andererseits führen. Die vorhergesagten 
Mietpreissteigerungen liegen dabei zwischen 2 bis 4 DM in bal- 
lungsgebietsfernen Räumen und zwischen 4 und 7 DM in Bal- 
lungsgebieten mit hohem Miet- und Bodenpreisniveau. 

Der Zielkonflikt zwischen Gerechtigkeit im Steuerrecht und der 
Notwendigkeit, weiterhin privates Kapital für den Wohnungsbau 
zu mobilisieren, läßt sich nicht bruchlos auflösen. Doch das Fest- 
halten am schlechten Status quo aus Angst, jede Reform könne die 
Bedingungen für den Wohnungsbau nur verschlechtern, schadet 
langfristig sowohl der Steuergerechtigkeit als auch der Woh- 
nungspolitik. 

Ein Ab- und Umbau der steuerlichen Förderung soll dazu dienen, 
die ungerechtfertigte Begünstigung von Besserverdienenden 
durch progressionsabhängige Steuervergünstigungen zu beseiti- 
gen, gleichzeitig jedoch schockartige Reaktionen auf dem Woh- 
nungsmarkt zu vermeiden, die Mietpreisdynamik infolge des Ab- 
baus von Subventionen zu dämpfen und berechenbare 
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Rahmenbedingungen für solide, an kostensparendem Bauen und 
einer langfristigen Nutzung orientierte Investoren zu schaffen. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

die bisherige steuerlichen Förderung nach folgenden Maßgaben 
umzubauen: 

1. Streichung der bisherigen Steuervergünstigungen für den 
Mietwohnungsbau 

Die bisherigen Steuersubventionen für den Mietwohnungsbau 
werden gestrichen, die steuerliche Behandlung für unter- 
schiedliche Objekte vereinheitlicht: 

a) Einheitliche Abschreibungsfristen für Immobilien im Pri- 
vat- und Betriebsvermögen. Für alle Gebäudearten {Miet- 
wohnhäuser im Privat- und Betriebsvermögen, betrieblich 
genutzte Bauten) soll künftig eine einheitliche Abschrei- 
bungsfrist anhand der voraussichtlichen Nutzungsdauer 
gelten. Die voraussichtliche Nutzungsdauer beträgt 50 Jah- 
re, die Abschreibung dementsprechend 2 % jährlich. Die- 
se einheitliche Abschreibung ersetzt sowohl die Sonderab- 
schreibung für den Mietwohnungsneubau (degressive AfA, 
§ 7 Abs. 5 EStG) als auch Abschreibung für Mietwohnun- 
gen im Betriebsvermögen und Gewerbeneubau. 

b) Begrenzung des sofort abzugsfähigen Erhaltungsauf- 
wands/Einführung einer Modernisierungs-AfA von 4 %. 

Baulicher Erhaltungsaufwand soll nur noch bis zu einer 
Obergrenze von 50 DM pro m^ Wohnfläche im Jahr sofort 
im Rahmen der Werbungskosten steuerlich geltend ge- 
macht werden können. Modernisierungsmaßnahmen und 
größere Instandsetzungen, die diese Obergrenze über- 
schreiten, müssen anhand der voraussichtlichen Nut- 
zungsdauer abgeschrieben werden. Die durchschnittliche 
Nutzungsdauer für typische Modernisierungsinvestitionen 
beträgt 25 Jahre, die Abschreibung dementsprechend 4 %. 
Diese Abschreibung gilt nur für Instandsetzungs- und Mo- 
dernisierungsmaßnahmen, nicht für den Erwerb von Be- 
standsgebäuden, Anschaffungskosten müssen regulär mit 
2 % abgeschrieben werden. 

c) Die Sonderabschreibungen für in Sanierungsgebieten ge- 
legene Gebäude und für Denkmalschutzobjekte (§§ 7 h, 7 i 
EStG) werden gestrichen. Modernisierungsmaßnahmen an 
diesen Objekten werden, wie bei allen anderen Bestands- 
objekten mit 4 % abgeschrieben, Anschaffungskosten mit 
2 %. Der erhöhte Sanierungsaufwand für diese Objekte 
wird im Rahmen der Vergabe von Investitionszulagen und 
Förderdarlehen besonders berücksichtigt. 

d) Veräußerungsgewinne aus privatem Immobilienbesitz 
werden als außerordentliche Einkünfte besteuert mit Aus- 
nahme des selbstgenutzten Wohneigentums. Dabei sollen 
die Differenz zwischen dem Veräußerungserlös und den Er- 
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werbs- und Herstellungskosten zugrunde gelegt und Ab- 
schreibungen und zwischenzeitliche Bauinvestitionen ver- 
rechnet werden. 

e) Immobilienvermögen ab einem jährlichen Reinertrag von 
100 000 DM (ohne Bewirtschaftungskosten) soll steuerlich 
als Betriebsvermögen behandelt werden. Damit soll Im- 
mobilienbesitz, der von der Höhe des Ertrages einem Ge- 
werbebetrieb entspricht, diesem auch steuerlich gleichge- 
stellt werden (Gewerbesteuerpflicht, Besteuerung von 
Veräußerungsgewinnen, Bilanzpfhcht etc.). 

Durch den Wegfall bzw. die Änderung dieser Regelungen 
und ergänzende Einschränkungen soll das Entstehen ho- 
her Verluste aus Vermietung und Verpachtung künftig ver- 
mieden werden. Längerer Wohnungsleerstand darf nicht 
mehr steuerlich geltend gemacht werden. 

2. Förderung eines preisgünstigen Mietwohnungsbaus durch 
Bauzulagen 

Neben der direkten Förderung des Sozialen Wohnungsbaus 
auf der Grundlage des II. Wohnungsbaugesetz soll der Miet- 
wohnungsbau künftig durch folgende Instrumente indirekt ge- 
fördert werden: 

a) Investitionszulagen für Mietwohnungsbau 

Für den Neubau von Mietwohnungen Wird eine Investiti- 
onszulage von 1 % der Bau- und Grundstückskosten jähr- 
lich über 15 Jahre (als Abzug von der Steuerschuld) neu 
eingeführt. Als Gegenleistung muß der Eigentümer eine 
Anfangsmiete von 10 % unter dem Marktmietenniveau 
und einen jährlichen Mietanstieg von maximal 3 % garan- 
tieren. Solange er Zulagen erhält, muß er auf Eigentums- 
umwandlung verzichten. Investitionszulagen können auch 
für umfassende Instandsetzungs- und Modernisierungsar- 
beiten an Bestandswohnungen gewährt werden, in diesem 
Fall sind die Erwerbskosten von der Förderung ausge- 
schlossen. 

b) Steuerbegünstigte Förderdarlehen für Instandsetzung und 
Modernisierung 

Für Eigentümer, die nicht über ausreichendes Eigenkapi- 
tal für die Sanierung und Modernisierung verfügen, wer- 
den Förderdarlehen nach dem Vorbild der Berlin-Darlehen 
des § 17 Berlin Fördergesetz eingeführt (möglich auch in 
Form von handelbaren Anleihen, Obligationen etc.). Das 
Grundmodell: für ein langfristiges zinsgünstiges Darlehen 
(2 % unter dem marktüblichen Zinssatz) erhält der Darle- 
hensgeber je nach Darlehenslaufzeit einen einmaligen Ab- 
zug von der Steuerschuld in Höhe von 18 % bis 23 % der 
Darlehenssumme. Als Gegenleistung hat der Eigentümer 
einen Mietverzicht von 15 % gegenüber der Marktmiete 
(nettokalt) zu gewährleisten und auf Eigentumsumwand- 
lung zu verzichten. Die Darlehen werden über die KfW oder 
die Landesbanken ausgereicht und können von den Län- 
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dem innerhalb des gegebenen Finanzrahmens nach den 
Erfordernissen des regionalen Wohnungsmarkts ausge- 
staltet werden. Für besonders kostenintensive Bauvorha- 
ben (Bauten in Sanierungsgebieten, denkmalgeschützte 
Objekte, Bauten mit hohem Instandsetzungsaufwand in 
Ostdeutschland) können höhere Fördersätze gewährt wer- 
den. 

c) Kosten und Finanzierung von Investitionszulagen und 
Darlehensförderung 

Durch Streichung der bisherigen Steuervergünstigungen 
und durch auslaufende Sondervergünstigungen werden 
im Entstehungsjahr mindestens 4,8 Mrd., mittelfristig rd. 
13 Mrd. DM frei. Von diesen Volumina wird je etwa die 
Hälfte zur Finanzierung der neuen Förderkonzepte ver- 
wandt, die andere Hälfte fließt in die Finanzierung der Er- 
höhung des Grundfreibetrags, des Kindergelds und Steu- 
ers atzs enkung en . 

Für die neu eingeführten Bauzulagen stehen somit an- 
fänglich rd. 2,3 Mrd. DM jährlich, mittelfristig 6,5 Mrd. bis 
7 Mrd. DM jährlich zur Verfügung. Dabei betragen die 
Kosten für die Investitionszulage anfänglich (d. h. im er- 
sten Jahr nach Inkrafttreten einer Neuregelung) rd. 
290 Mio. DM jährlich, mittelfristig (pro Förderjahrgang) 4,3 
Mrd. DM jährlich. Mit diesem Fördervolumen kann rd. 
35 % des heutigen Neubauvolumens im freifinanzierten 
Mietwohnungsbau und rd. 20 % des heutigen jährlichen 
Modernisierungsvolumens gefördert werden. Die Kosten 
für das Förderdarlehen betragen anfänglich 2 Mrd., mittel- 
fristig 2,4 Mrd. DM jährlich. Mit diesem Fördervolumen 
kann 25 % bis 30 % des heutigen Modernisierungsvolu- 
mens gefördert werden. Beide Zulagen zusammengenom- 
men, kann so ein jährliches Bauvolumen von 40 Mrd. DM 
mobilisiert werden. 

Die Fördervolumina der neuen Bauzulagen werden dabei 
so begrenzt, daß jeweils nicht mehr ausgegeben wird, als 
durch Streichung von Vergünstigungen bzw. Auslaufen al- 
ter Förderungen an Mehreinnahmen entsteht. 

Nach Auslaufen des Fördergebietsgesetzes soll in den neu- 
en Ländern zusätzlich für die Instandsetzung und Moder- 
nisierung von Bestandswohnungen ein Förderdarlehens- 
programm von 3 bis 5 Mrd. DM pro Jahr aufgelegt werden. 
Dies entspricht einem Bauvolumen von 13 bis 22 Mrd. DM. 


Bonn, den 2. Juni 1997 

Franziska Eichstädt-Bohlig 
Christine Scheel 
Kristin Heyne 
Oswald Metzger 
Helmut Wilhelm (Amberg) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


5 



Drucksache 13/7790 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Begründung 

1. Aktuelle Steuersubventionen für den Mietwohnungsbau 

Die wichtigsten Instrumente der steuerlichen Förderung des Miet- 
wohnungsbaus sind derzeit: die sog. degressive Abschreibung für 
den Mietwohnungsneubau, die Möglichkeit Modernisierungs- 
und Instandsetzungsmaßnahmen als „Erhaltungsaufwand“ im 
Rahmen der Werbungskosten sofort geltend zu machen, die Steu- 
erfreiheit von Veräußerungsgewinnen von Immobilien im Privat- 
vermögen nach Ablauf einer kurzen „Spekulationsfrist“ von zwei 
Jahren und einige kleinere Sonderabschreibungen und Sonder- 
ausgabenabzüge für denkmalgeschützte oder in Sanierungsge- 
bieten gelegene Gebäude. Die durch diese Regelungen teilweise 
stark überhöhten Verluste aus der Wohnungsbewirtschaftung kön- 
nen (z. Z.) ohne Einschränkung mit anderen Einkunftsarten ver- 
rechnet werden. Sogar spekulativer Leerstand kann so dem Fis- 
kus in Rechnung gestellt werden. 

Die degressive AfA gewährt für die Zeit der hohen Anfangsverlu- 
ste im Mietwohnungsneubau erhöhte Abschreibungsraten, die 
durch niedrigere Abschreibungsraten ab dem 24. Jahr kompen- 
siert werden sollen. Durch diese Regelung entstehen gegenüber 
einer linearen Abschreibung Zins- und Inflationsverluste für die 
öffentliche Hand. Darüber hinaus fungiert die degressive AfA in- 
direkt als Veräußerungs- und Spekulationsanreiz, indem sie hohe 
Anfangsverluste steuerlich attraktiv macht. Ein Objekt mit hohen 
steuerlichen Anfangsverlusten ist in der Regel in der Rendite nach 
Steuern attraktiver als ein Objekt mit (steuerpflichtigen) Erträgen. 
Überhöhte Bau- und Bewirtschaftungskosten und schnelle Ver- 
kaufszyklen sind dadurch steuerlich attraktiver als eine an lang- 
fristigen Erträgen orientierte Bewirtschaftung. Die Abschreibung 
soll deswegen zukünftig linear anhand der durchschnittlichen 
Nutzungsdauer eines Neubaus erfolgen. Hierbei wird die durch- 
schnittliche Nutzungsdauer ohne größere Modernisierungen zu- 
grunde gelegt, da Modernisierungen gesondert abgeschrieben 
werden müssen. 

Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen werden in vie- 
len Fällen nicht als nachträglicher Herstellungsaufwand abge- 
schrieben, sondern als Werbungskosten sofort geltend gemacht, 
(oder progressionsgünstig nach § 82 EStDV auf fünf Jahre verteilt), 
obwohl Maßnahmen, wie der Einbau einer neuen Heizung, der 
Einbau von neuen Fenstern, die Sanierung von Fassade und Dach 
etc. die Nutzungsdauer des Gebäudes verlängern, den Wert des 
Gebäudes und teilweise die möglichen Mieterträge erhöhen. Die- 
se Regelung führt in der Praxis zu hohen Steuerausfällen und zu 
einer unzulässig großen Differenz zwischen der steuerlichen Ab- 
schreibung und der tatsächlichen Wertentwicklung der Gebäude. 

Veräußerungsgewinne von Immobilien im Privatvermögen sind 
heute im Gegensatz zu Immobilien im Betriebsvermögen nach Ab- 
lauf einer kurzen Spekulationsfrist von zwei Jahren nicht steuer- 
pfhchtig. (§§ 22, 23 EStG). Dadurch werden Investitionen begün- 
stigt, die nicht an langfristigen Erträgen aus der Bewirtschaftung 
des Gebäudes, sondern an der kurzfristigen Verwertung orientiert 
sind. Häufige Eigentümerwechsel treiben die Miet- und Boden- 
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preise in die Höhe und mindern die Steuererträge der öffentlichen 
Hand. Denn während der Verkäufer den Veräußerungserlös steu- 
erfrei realisieren kann, steigen mit jeder Veräußerung die steuer- 
lich geltend gemachten Verluste aus Vermietung und Verpachtung. 

Beschränkung von Immobilienbesitz im Privatvermögen: Bisher 
kann Immobilienbesitz in unbegrenzter Höhe steuerlich als Pri- 
vatvermögen behandelt werden. Einschränkungen gibt es ledig- 
hch bei häufigen Veräußerungen (mehr als fünf Objekte in drei 
Jahren) bzw. häufigem Wechsel der Mieter. 

Einschränkung negativer Einkünfte aus Vermietung und Ver- 
pachtung: Bisher entstanden hohe steuerliche Verluste durch die 
degressive Abschreibung, die Sofortabzugsfähigkeit von großen 
Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen als Erhal- 
tungsaufwand und durch die Steuerfreiheit von Veräußerungsge- 
winnen. Vor allem in der Anfangsphase wurden Renditen über- 
wiegend durch hohe steuerlich geltendzumachende Verluste 
erzielt. Sobald eine Immobilie betriebswirtschaftlich „rentabel" 
wird, ist sie nach Steuern „unrentabel". Dies ist ein systemimma- 
nenter Spekulationsanreiz: der Verkäufer braucht den Gewinn 
nicht mit dem Finanzamt zu teilen, während der Käufer die An- 
schaffungs- und Finanzierungskosten dem Finanzamt erneut in 
Rechnung stellt. 


2. Schaffung eines eigenen Bauzulagengesetzes 

Zwischen Steuerrecht und Förderung der Wohnungs- und Bau- 
wirtschaft soll eine klare Trennlinie gezogen werden. Die bisheri- 
gen Steuervergünstigungen werden weitgehend gestrichen. Not- 
wendige Investitionen in der Wohnungswirtschaft sollen nicht 
mehr mit Sonderabschreibungen und Steuervergünstigungen, 
sondern durch neu eingeführte Bauzulagen gefördert werden. Die- 
se neuen Förderinstrumente dienen als Zwischenform zwischen 
der gut kontrollierbaren Förderung durch die öffentlichen Haus- 
halte (direkte Förderung) und der unbürokratischen, aber wenig 
effizienten und zielgenauen Förderung im Rahmen des Steuer- 
rechts (indirekte Förderung). 

Die Förderung wird jeweils als Abzug von der Steuerschuld ge- 
währt, die Fördertatbestände für den Mietwohnungsbau werden 
ebenso wie für den Eigenheimbau aus dem Einkommensteuerrecht 
ausgegliedert und in einem eigenständigen Bauzulagengesetz 
unter Einbeziehung des Eigenheimzulagengesetzes zusammen- 
gefaßt. Die in diesem Gesetz geregelten Fördertatbestände unter- 
liegen einer gesonderten, präzisen und zeitnahen Subventionsbe- 
richtserstattung und werden regelmäßig alle fünf Jahre überprüft. 

Beide Zulagen zusammengenommen, kann so ein jährliches Bau- 
volumen von 40 Mrd. DM mobilisiert werden. 


3. Steuermehreinnahmen durch Streichung der Steuervergünsti- 
gungen 

Alle Schätzungen der tatsächlichen Höhe der jetzigen Woh- 
nungsbausubventionen bzw. der zu erzielenden Einsparungen 
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sind unsicher und vage. Auf der Basis offizieller Daten und ein- 
zelner eigener Berechnungen können für das erste Jahr Steuer- 
mehreinnahmen von knapp 13 Mrd. DM errechnet werden. Davon 
wird je die Hälfte im Rahmen der Einkommensteuerreform für die 
Erhöhung des Grundfreibetrags und für die Steuersatzsenkung 
eingesetzt. Die andere Hälfte wird für den Umbau der steuerlichen 
Mietwohnungsbauförderung eingesetzt. 


4. Wirtschafts- und wohnungspolitische Auswirkungen der Re- 
form 

Die Reaktion der Marktteilnehmer auf eine Neugestaltung der 
steuerrechtlichen Rahmenbedingungen und des Fördersystems 
läßt sich nicht exakt Vorhersagen. In der Nachkriegsgeschichte des 
Wohnungsbaus gab es keine vergleichbar gravierende Änderung 
der Wohnungsbauförderung, so daß Erfahrungswerte nicht vorlie- 
gen. 

Als sicher kann gelten, daß sich Investoren, deren Anlagemotiv 
ausschließlich oder überwiegend in der kurzfristigen Steuerer- 
sparnis und den steuerlich bedingt hohen Renditen von bis zu 1 1 % 
bestand, sich in vielen Fällen vom Markt zurückziehen werden. 
Wie groß der Marktanteil dieser Investoren ist, ist nicht exakt be- 
kannt, Schätzungen belaufen sich auf mindestens 100 000 maxi- 
mal 200 000 Wohnungen^^ Dies entspricht ein Drittel bis zwei Drit- 
tel des gesamten Mietwohnungsneubaus in der Bundesrepublik 
Deutschland (inkl. vermietete Eigentumswohnungen). 

Ziel der neuen Zulagenförderung, die im Gegensatz zu der alten, 
progressionsabhängigen Förderung bereits für Investoren mittle- 
ren Einkommens attraktiv sind, ist es, einen Einbruch des 
Mietwohnungsneubaus zu verhindern und mittelfristig die Ent- 
wicklung einer neuen, kleinteiligen, und nutzungsnahen Investo- 
renschicht anstelle der alten, überwiegend anonymen Eigentums- 
strukturen von Steuersparinvestoren und Immobilienfonds zu 
unterstützen. Mittelfristig könnten auch die sog. institutioneilen 
Anleger (z.B. Versicherungen) und die kommunale Wohnungs- 
wirtschaft, die sich in der Vergangenheit weitgehend vom Markt 
zurückgezogen hatten, da sie nicht in gleichem Maße wie Privat- 
anleger von den Steuervorteilen Gebrauch machen konnten, wie- 
der eine größere Bedeutung erlangen. Trotzdem ist es unwahr- 
scheinlich, daß der Rückzug der „alten" Steuersparinvestoren 
kurzfristig in vollem Umfang durch das Engagement neuer Inve- 
storenschichten kompensiert werden kann. Bei derzeit entspann- 
ten Wohnungsmärkten ist deshalb kurzfristig mit einem Rückgang 
der Bautätigkeit in einer .geschätzten Größenordnung von 60 000 
bis 100 000 Wohnungen zu rechnen. Fertigstellungsraten von mehr 
als 200 000 Mietwohnungsneubauten jährlich, wie sie in den letz- 
ten Boomjahren erzielt wurden, werden auch mittelfristig nicht 
mehr zu erreichen sein, zumal parallel zur steuerlichen Förderung 


1) Empirica geht von einem Rückgang der Fertigstellungszahlen von 100000 bis 120000 Wohneinheiten im Jahr aus, Bartholo- 
mai/Baeh (DIW Berlin) rechnen mit einem Rückgang der Neubautätigkeit um 150 000 bis 200000 Wohneinheiten. Vgl, Empirica 
1997, S, 11; Dr. Bernd Bartholomai/Dr. Stefan Bach (DIW Berlin), Förderung des Mielwohnungsbaus, Kurzgutachten im Auftrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, unveröff. Manuskript, März 1997. 
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die Förderung des Sozialen Wohnungsbaus über die öffentlichen 
Haushalte abgebaut wird. 

Es kann kein realistisches Ziel einer künftigen Wohnungsbauför- 
derungspolitik sein, die Rekordfertigstellungszahlen der letzten 
Jahre im Mietwohnungsbau zu erhalten. Notwendig ist es viel- 
mehr, die starken konjunkturellen Schwankungen der letzten Jah- 
re und Jahrzehnte zu vermeiden, die Förderung zu verstetigen und 
langfristig verläßliche Rahmenbedingungen für Investoren zu 
schaffen. 

Der Wegfall von Steuersubventionen wird eine härtere Ertrags- 
kalkulation erzwingen und einerseits Druck auf die Senkung von 
Bau- und Bodenpreisen, andererseits Druck auf die Erhöhung der 
Mieten ausüben. Bei stagnierenden Realeinkommen sind die 
Chancen, Mietsteigerungen am Markt durchzusetzen, jedoch be- 
grenzt. 

Ziel des Zulagenmodells ist es, den Druck auf die Bau- und Bo- 
denpreise maximal zu erhöhen und gleichzeitig die Mietpreisdy- 
namik zu dämpfen und zu begrenzen. Ohne eine langfristig an- 
gelegte Förderung wird es aber nicht möglich sein, den Abbau von 
Steuersubventionen ohne sozial unverträgliche Mietsteigerungen 
zu vollziehen. 

Das Bauzulagenmodell wird Schockreaktionen des Wohhungs- 
marktes verhindern und die Investitionstätigkeit verstetigen, wenn 
auch auf einem etwas niedrigeren Niveau. Es wird jedoch im Rah- 
men der Einkommensteuerreform nicht möglich sein, den Rück- 
gang der Investitionstätigkeit im Mietwohnungsneubau vollstän- 
dig zu kompensieren. Das Ziel, einen weiteren Anstieg der 
Arbeitslosigkeit im Baugewerbe zu verhindern, und die derzeiti- 
gen Arbeitsplätze zu erhalten und neue zu schaffen, kann nicht al- 
lein über Wohnungsbauförderprogramme erreicht werden. Dring- 
lich ist hierfür vor allem der Einstieg in die Ökosteuerreform. Denn 
diese wird einerseits gerade bei der hohen Beschäftigungsinten- 
sität im Baugewerbe zu einer merklichen Kostenentlastung führen, 
andererseits erhebliche Anreize für Energiesparinvestitionen im 
Wohnungsbestand schaffen und so dauerhaft ein erhebliches Ar- 
beitsplatzpotential in der Bestandserneuerung schaffen. 


5. Das Bauzulagenmodell als Baustein eines wohnungspoliti- 
schen Gesamtkonzeptes 

Das Instrument für den Mietwohnungsbau soll gleichzeitig genutzt 
werden für eine klarere Differenzierung der Wohnungsteilmärk- 
te. Eine wahrscheinliche und wohnungspolitisch sinnvolle Ent- 
wicklung ist die stärkere Differenzierung von Wohnungsteilmärk- 
ten, die politisch gesteuert werden kann und muß: 

- Gerade bei tendenziell steigenden Mieten ist es dringlich, die 
heutigen Sozialwohnungsbestände für untere Einkommens- 
gruppen und am Wohnungsmarkt stigmatisierte Haushalte 
langfristig zu sichern und diese Förderung stark auf den Miet- 
wohnungsbau bzw. den Erhalt und die Schaffung von beleg- 
und mietgebundenen Wohnungen für „ bedürftige Haushalte 
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zu konzentrieren. Unsere Fraktion hat dafür das Konzept einer 
„Neuen Gemein Wirtschaft"' entwickelt. 

- Der über Bauzulagen geförderte Mietwohnungsbau könnte 
sich zu einer Art mittlerem Marktsegment für das klassische 
Klientel der 2. und 3. Förderwege entwickeln. Zwar soll es hier 
anders als für den sozialen Wohnungsbau keine definierten Zu- 
gangsvoraussetzungen geben. Doch der Kostendruck infolge 
der geminderten Mieten und der gemessen, an der heutigen 
Steuerförderung, knappen Fördersätze, wird mittelfristig zu ei- 
ner bescheideneren Ausstattung dieser Wohnungen führen. 
Gegebenenfalls können sowohl die Investitionszulage als auch 
das Förderdarlehen mit Kostenobergrenzen ausgestattet wer- 
den. 

- Vor allem in Großstädten und Ballungsgebieten wird sich 
„oberhalb" des zulagengeförderten Wohnungsbaus ein Hoch- 
preis-Marktsegment mit Mieten deutlich über den heutigen 
Marktmieten entwickeln. Hier könnten höhere Mieten sogar 
den gewünschten Effekt der Einschränkung des Wohn- 
flächenkonsums von besserverdienenden Haushalten haben. 
Dies gilt auch für den Eigenheimbau, der nach den Vorstel- 
lungen unserer Fraktion oberhalb bestimmter Einkommen 
ohne staatliche Förderung auskommen muß. 

- Das Wohneigentum wird an Bedeutung gewinnen. Doch selbst 
bei sinkenden Bau- und Bodenpreisen wird vielen Haushalten 
in Ballungsgebieten individuelles Wohneigentum verwehrt 
bleiben. Vor allem in den Ballungsgebieten könnten deswegen 
alle Formen des gemeinschaftlichen Eigentums (Genossen- 
schaften, BGB-Gesellschaften, Erwerb durch Mietergemein- 
schaften) eine weit größere Rolle spielen als bisher, da sie für 
einkommensschwächere Haushalte in Ballungsgebieten oft die 
einzige Möglichkeit der Eigentumsbildung darstellen. Auch 
deswegen sollte Gemeinschaftseigentum in der Förderung 
dem Individualeigentum prinzipiell gleichgestellt werden, wie 
es das Konzept unserer Fraktion zur Wohneigentumsf örderung 
vorsieht. 
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